
' .. 
Wien, am 2. September 1976 

Zl.10.001/41-Parl/76 

An die 
Parlamentsdirektion 

Parlament 
1017 Wien 

628 lAB 

1976 ... 09 .. 0 6 
zu 605JJ 

Die schriftliche parlamentarische Anfrage Nr. 60S/J-NR!76, 

betreffend Leasingverträge, die die Abgeordneten Dro ZITTMAYR 

und Genossen am 7. Juli 1976 an mich richteten, beehre 

ich mich wie folgt zu bea,ntworten: 

ad 1 und 2) 

a) Projekt: Bearbeitung der Ansuchen um Studienbeihilfe 

mit EDV; 

b) Paket von Leasing-Verträgen zur Anschaffung von Daten

erfassungsgeräten und EOV ... Peripheriej; 

c) Laufzeiten 5-6 Jahre; 

d) yertragsabschlüsse 1973 bis 1975. 

ad 3) 

Die Gesamtsumme der noch offenen Verpflichtungen aus 
bis Ende 1975 abgeschlossenen Leasing-Verträgen betrug 

rund 3,41 Millionen S. 

· Jl.~ 
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ad4) 

Da seit 1~ Jänner 1976 keine neuen Leasing-Verträge für 

die Studienbeihilfenbehörde abgeschlossen wurden, wird 
die noch ausstehende Gesru~tverpflichtung aus Leasing 

Verträgen Ende 1976 voraussichtlich 2,56 Millionen S betragen. 

ad 5 und 6) 

Für die Studienbeihilfenbehörde solle:n voraussichtlich 

im Jahr 1977 weltere Leasing-Verträge zur Anschaffung von 

Datenerfassullgsgerät.en im Gesamtvolumen von rund 

S 250.000,- bis S 30o~ooo .. - abgeSChlossen w'erden. 

ad 7) 

1976 .eoo.4.-t0I!OGO~61)606t't$OS ß44~OOO,-

1977 e (t •• .o ~", ()" 0,. ~ 0 e G ~ "J (,t" 0 EI,aS 844.000,-

1978 *,.~ .p. $ q.Q <I" ~ (11" 01 1$."'.0 C!r it rJ ."S 844.000,-

1979 O!l 01 <1. ~. tU 4 e 0. jJ '40"'; G 8.G ",.S 715.000,-

1980 .11 0.1$ Q 0 a 00. fj 0., 0 q. G CI 1I-,u.S 1600000,-

Die Mietraten aus Leasing-Verträgen sind an den Verbraucher

preisindex gebunden. Die obigen Angaben entsprechen den 

im Juli 1976 zu entrichtenden Hiet:r.aten. Durch Steigerungen 

des Verbraucherpreisindex kann eine Steigerung der Gesa.Ttl.tsumme 

der Leasing-Beträge erfolgen • 

.. 

'Hinsichtlich des "Universitätszentrums Althanstraßel! 

(Wirtschaftsuniversität und Zoologische Institute der 

Universität \Vien) wird folgendes festgestellt: 

Die au.s einer privai"en Gründung hervorgegangene Hochschule 

für Welthandel (nunmehr lVirtschaftsuniversi tät Wien) 

ist seit langem eine Hochschule (nunmehr Universität) des Bundes. 
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Anläßlich der seinerzei tigen"Verbundlichung 'l wurde 
allerdings nicht auch das Hochschulgebäude an den Bund 
übertragen, sondern blieb im Eigentum des Vereines der 

Förderer der Hochschule für Welthandel (nunmehr Kuratorium 
zur Förderung der Wirtschaftsuniversität Wien) und wurde 
an den Bund vermietet. Es wird hiefür auch noch heute vom 
Bund ein Mietzins bezahlt. Die im Laufe der Zeit notwendigen 

Zubauten wurden ebenfalls unter der Bauherrschaft des Vereines 

errichtet. Auch hiefür leistet der Bund einen Mietzins bzw. 
für den letzten Zubau eine Mietzinsvorauszahlung in Höhe 
der Baukosten. 

Unter Beibehaltung dieser rechtlichen Konstruktion; welche 
sich bisher durchaus bewährt und als zweckmäßig erwiesen hat, 
erfolgt nunmehr auch die Errichtung de,s Neubaues im Rahmen 
des "Universitätszentrurns Althanstraße" unter der Bauherrschaft 

des Kuratoriums zur Förderung der Wirtschaftsuniversität Wien. 
Um auch den schon längst notwendigen Neubau für die Zoologischen 
Institute der Universität Wien rasch realisieren zu können, 
hat sich das Kuratorium bereit erklärt, dieses Vorhaben 

gemeinsam mit dem Neubau für die Wir.tschnftsuniversität 
Wien durchzuführen. 
Gemäß Vertrag vom 13. Mai 1975, abgeschlossen zr.'1ischen dem Bund 

und dem Verein der Förderer der Hochschule für Welthandel (nun

mehr Kuratorium zur Förderung der Wirtschaftsuniversität Wien) 
wird das Kuratorium aufgrund des ihm von den ÖBB bzw. der Fir
ma "Konstruktiva" eingeräumten Uberbauungsrechtes über Teile 
des Franz-Josefs-Frachtenbahnhofes die Neubauten für die Wirt

schaftsuniversität und die Zoologischen Institute der Univer
sität Wien errichten. 
Die Aufbringung der für diese Bauten erforderlichen finanziellen 

.Mittel erfolgt durch ein Banken- und Versicherungskonsortiu.1U, 

wobei die Abwicklung über die österreichische Kontrollbank vor
genommen wird. 
Der Bund leistet eine Mietzinsvorauszahlung bzw. eine Mietzins
zahlung in Höhe der tatsächlichen Bau- und Kapitalbeschaffungs

kosten, und zwar wie folgt: 

628/AB XIV. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original) 3 von 4

www.parlament.gv.at



:Lm JahrE! 1975 

in den Jahren 1~76 - 1981 je 

s 
" 

70,000.000,-

100,000.000,-

Die in dEn Jahren 1982 - 1989 zu leistenden Bet~ägG werden 

erst nach Baufertigstellung aufgrund der tatsächlichen Bau

und G(0lab€5Cha:fft:lwskosten erreChl1(;-:;t.f\H. t Ab1c:ui fies Ja.hre::: 

1989 gehen säm'!:l:i.che Baulichke.'i ten in das Eigentum d~s Bun

des über. 

Die Gesamtkosten des Projektes (einschließlich Zinsendienst) 

werden in einer Größenordnung ·,Ton mehr als S 2 Mi1l:.arden 

liegen. 

Außer den vorgenannten Zc;.hhn\g011 Lat der Bund <:jomäß Ver·· 

\I,al tungsübereinkcrnn:en vom 13. Eai 1975 D.!l d::.e ÖB3 cLl fJbcr-

bauungsrechtsentgelt im Betrage von rund S 5 Hil1ionen 

jährlich (wertgeslchert nach dem VPI 1966) während der ge

sru.ttten Bestandd.;.).u.s:r der Obj ekte zu leisten. 

P 
I 

jl \ 
.. JU 
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